
Berichte und Kommentare 

Die Verfälschung der Verfassung durch ihren 
obersten Richter: Ernst Bcnda 

Ober» juristische Zwirnsfäden .. , sagte Bism:uck, gedenke er nicht zu »stOlpern ... ! 
In diesem \'>;'"Ort gab sich der Obrigkeitsstaat zu erkennen: herrschaftsgefährden­
de Rechtsgarantien werden, wenn Not am Staate ist, kassiert. Dies bleibt der 
Leitstern der autoritären Reaktion, die die fehlende demokratische Legitimation 
für die Verfügung über den politischen und wirtSchaftlichen Apparat durch den 
Einsatz des staatlichen Gewaltmonopols sichert. In der Endphase der Weimarer 
Republik versuchte die deutsche Bourgeoisie, demokratische Verfassungsposi tio­
nen, die - etwa via Koalitionsrecht und Parlamentsrepräsentanz - den Unter­
klassen Aktionsfelder abstecken, zu schleifen: Unabdingbarkeit und Allgemein­
verbind!ichkeitserklärungen von Tarifverträgen, zentrale Konnexinstitute ge­
werkschaftlicher Koalitionsfreiheit, sollten beseitigt, das Parlament durch ein 
unternehmerfreundliches Verordnungsregime ausgeschaltet werden.: In der Prä­
sidialdiktatur Brünings, eine:n klassischen Exempel für die »private Mobilisie­
rung der staatlichen Macht«3, werden diese Forderungen weitgehend verwirk­
licht. Das Verfassungssystem wird gegen die Unterklassen umgebaut. Der gleiche 
Mechanismus, der die Grenzmarken der Verfassung im Interesse der Oberklas­
sen verschiebt, zeigte sich bei der Einführung der Notstandsgesetzgebung. Der 
.Industriekurier .. , das führende Unternehmerblatt, hatte am 14. Juni 1966 seine 
Forderung angemeldet: .Der Staat sollte wie für alle Waren-, so auo für die 
Arbeitsmärkte die rechte >Ordnung< schaffen, das heißt Macntzusammenballun­
gen [ ... ] zumindest unter Kontrolle bringen [ ... ]. Der Staat sollte auf die 
Wiederherstellung seiner Autorität auch in diesem Bereiche bestehen [ ... ]. Es 
dürfte in unserem Staat überhaupt keinen starken Arm geben, der alle Räder 
anhalten könnte .• 4 Die Tendenz, die Gewerksoaf1:en als Vertreter von Arbeiter­
interessen außer Aktion zu setzen, sofern sie sich nicht zum Ordnungsgaranten 
der Privateigentumsherrschafi: zähmen lassen, drückte Ernst Be;'lca in dem dafür 
zuständigen Organ, ~Der Arbeitgeber«, klar aus: "Für den Zustand der äußeren 
Gefahr würde [ ... ] an sich Arbeitskampffreiheit wie im Frieden gelten; aber 
der Geserzgeber oder Notgesetzgeber v,äre nach meiner eigenen überzeugung 
unter dem Druck der tatsächlichen Verhältnisse wahrscheinlich gezwungen, im 
Interesse der Aufrechterhalrung der ele:nentaren Bedürfnisse der Zivilbevölke-

I .Ober juristisene Zv .. irnsfäden wird die Königliene Regierung nicht stolpern in der Ausübun\: 
ihrer raiaH, für den Frieden des St~~tcs zu sorgen .• Zit. n~ch F. S. Grosshut, Sta~tsnot, Recht 
und Gew~it. Nürnberg 196:. S. :t. 

: K. D. Brachet, Die Auflösung der Weimarer Republik. 3. Aull., ViHingen 1960. S. :05. S. 
193· 

S H. Heller. Sc~acslehrc. 3. Au!1 .• Leide" 1963. S. I!). 

• Zit. n~ch W. Hoimann, Notst:\ndsplanung - 'W'ircsenaft - Aroeitnehmersenait. in: Notstand der 
Demokutic. Funkfurt 1967. 5.103. 
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rung und der milit:irischen und zivilen Verteidi:;ungcn Arbeitsbmpfe zu be­
schrinken oder sog:tr g:lnz zu verbieten .• 5 

Als Prisidenc J~s ßundesverbssungsgeridltes setzt Ernst Bcnd:t, von Horst 
Ehmke vor der W:thl zum Verbssungsrichter :tls -ganz :tkzept:tbler Ijbe~:tler 

:.\bnn«6 qu:tlifiziert , d ie obribkeitst:t:ttliche Tr:tdition fort, juristische Zwirns­
f:i.Jen, die die st:t:ttlid1e Gew:J.!t in gewisser Weise fesseln und Aktionsfcldcr für 
die Unterkbssen und ihnen verbundcner intellektueller Gruppen :tbgrenzen, zu 
zerreilIen. ßend:t spr:tch vor dem Verb:tnd Deutscher Zeitungsverleger zum The­
m:t »Sidlerung unserer Grundrechtsordnung.«7 Er vertr:tt die Auff:tssung, d:tß 
er :lls ßundesycrbssun;srich:er " jede Einmischung in p:trte:polimche Ausein:ln­
dersetzungen vermeiden muß, :tber sich zu den Grundfr:lgen unseres Gemein­
wesens nicht nur iußern J:lrf, sondern iußern sollte.«s :\ls eine der "Grundfra­
gen unseres Gemeinwesens« h:tt Bend:t die der Gesel!sch:t:tsordnung erkannt. 
Bend:t stellt zwei zentr:lle Thesen auf. Die erste These l:tutet: 
»[Wer] Enteignung und 50ziJ.lisierung will, mag solche Forderungen mit Vo­
kabcln umkleiden, die auch dem Sprachgebr:tuch der Ve:LlSSung hier und d:t 
encsprecl~n, [ ... ] J.oer mindestens sein Verf:tssungsvcrstindnis deckt sich nimt 
meh;· ::li: dem Willen des Grundg~se:zes . «9 Dieser SJ.tz tJ.ste: einen Kernbereich 
des GG J.n. Die vert:tssungsgcst:tltcnde Grundencscn::idung, wie sie in der 50-
ziJ.lstJ.:ttsklauscl des Art. ~o GG zum Ausdruck kommt, d ie ihre Konkre:isie­
rung u. J. . über Art. 15 GG erfihrt,IO J.lso sozi:tlisierende Aufhebung demokrJ.­
tise.1. nicht legit imierter ökonomischer ;\fachtpositionen zulißt, wird zum zufil­
ligen formulatorischen Nebenprodukt des GG (»dem Sprac.1.gebr:tuch der Ver­
fassung hier und dJ. entsprechen ,, ) verflüchtigt. Die gesidlerte Re6tspre6ung des 
Bundcsve:fassungsge:ichcs »zur w i rtsc.~J.:tspolitis6en NeutrJ.litiit des Grund­
gesetzes«, 'I' .. eIche d:trin besteht, .C:lß sich der Ve:fJ.ssungsg::setzgcber nicht :J.us­
drüddich für ein bestimmtes \Virtsc.~J.ftssystem entsc.1.ieden hJ.t«ll, wor:tus de:: 
Schluß folgt, d;:;,ß J.uch eine sozi:tlistisch org:J.nisierte Wirtsd1J.ft grundgesetz­
konform ist,l~ lißt Bend:t über die bpitJ.Iistische Klinge springen. :'lit ihr am­
putiert er dJ.s GG um den ver:assungsgeset:dic.t,en Angeipunkt der Legalicits­
garJ.ncie für den übergang zum Sozialismus. Benda verkehrt den gn::1dgesetz­
Echen ~orme:1bes;::tnd, um di:! Gegner des k:tpit:llistischen GeseIls6aftss:l"Stems 
mit dem Stcmpel der Illegalitit versehen zu können. In der PsyclOlogie heißt 
dieses Verf:thren Projektion, d. h. der Zerstörer gibt scine eigene Aggressivität als 
die des Objekts J.us. 
Die poiitisc!-:e Zielrichcung ist eindeutig. Benda hat in seine:n Vortrag a:tYOn ge­
$proche:1, d:lß KJ.rsten Voigt urtd J.ndere den »Anschluß ;;.n die letzten J:thre d(!~ 
Wei;-;:;::er Republik« L:nden, J.Is »die Feinde der Demokratie von remcs und 

S Notst::.ndsgesetzbebung und Wirtsch:d':, Der Arbeit~eber I J/LJ,1r 967, S. 3&6 f. 
'Der Sptebel v. !!. 11. '971, S. 65. 
r F~::.nkfur<er Runcs6au v. 16. 5. I97!. 

Der Text - E. Ber.da, Die Sicherun b unserer GrundrealtSordnung - ist gedru6:t ers':'ienen beim 
llundesyerc::.nd Deuts6er Zeitungsvcde~er, BDZV - S6riiteoreihe Heft 9, Bonn·Bad Goaes­
be~g 19i:. 

8 Fr.:1nkiurrcr Rends6:lu v. 16. S. I97':. 
, Ebend::.. 

10 T. :\t..unz, Deuts6es Su.:.recht, 16. Aui!age, :\lün6en/Berlin 1966, S. 159. Zur syste:n::.t:­
,6en Analyse der Sozial"n"klau,el ygl. vor .l1em W. Abendroth , Zum BebriiT des demo­
kr::.tlS6en und ,ozi::. ien Rech,,,t""te, im Gr~ndgesetz der Bunde,republik Deuts6bnd. i:l: 
detl .• AncogonistlSche Geseilscn.ft und poiitisce Demokrotie, !. Auil.ge, Neuwied 19;:, S. 
1 0 9 If. 

11 BVeriGE ~, S. 17 f. 
.! In der Konsequenz ebenso: Lcibholzi Rintk. Grundgesetz, 3. Aufl::.ge, Köln 1963, Ar:.!o 

Anm. I!; :\hunz·Dürin:;·He~os. Grunugcsetz·Komment:l(, Münd.en '971, Art. 15 Ra. Nr. 4. 
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links die 'Systemzeit< zu überwinden trachteten .• l3 (Die Geschichtsklitterung, 
mit der die Rechte gegen die Linke aufgerechnet wird, so daß die Machtcq;rei­
fung der konservatiyen und faschistischen Rechten im Jahr 33 gleichsam nicht 
zu Buche schlägt, sei nur nebenbei angemerkt; die Geschichtsklitterung entspricht 
einem unmittelbaren Selbstschutzbedürfnis der konservativ-deutschn:ltionalen 
Rechten, deren heutige Adepten den Anteil ihrer theoretischen und pr:lktischen 
Vorläufer an der Zerschlagung der Weimarer Demokratie wegradieren möch­
ten.) Zentrales Angriffsobjekt ist die S?D-Linke, für die Karsten Voigt als Ex­
ponent genannt wird. Deckt sich ihr» Verfassungsversdndnis [ ... ] nicht mehr 
mit dem Willen des GG«, so sind die Ruhe- und Ordnungsparteien von CDU 
und CSU die einzig zuverlässigen Repräsentanten verfassungskonformer Legali­
tät. Der Wahlkampf hat schon begonnen und wird im Talar des Verfassungs­
richters, der» jede Einmischung in parteipolitische Auseinandersetzungen vermei­
den muß«, geführt. Als führender Stratege konservativer Gegenreform u , ausge­
stattet mit den Insignien eines klassenjenseitigen Rechrszepters (»ich kenne keine 
Parteien mehr, ich kenne nur nod1 Rechtssuchende«l5), versucht Benda die Ver­
fassung mit den ökonomischen Herrschaftsverhälrnissen zu synchronisieren. 
Denn schon die Mehrheits-SPD, die ja zum »m:lrkr"\virrschaftlic.~en Sch'\\"Ur« 
(Brandt) bereit ist, wird als Gef:ihrdung des status quo gesellschalHicher Macht­
verteilung angesehen, weil sie im politischen Kräftefeld die Auseinandersetzung 
um die Gesellschaftsstrukrur bis in ihre eigenen Reihen hinein zuläßt und die 
hierfür von der Verfassung gesetzten Rahmenbedingungen prinzipiell respek­
tlere. 

Die zweite These Bendas laute:: 

Es sei »eine falsche Verfassungsauslegung [ ... ] anzunehmen, daß staatiiche Re­
aktionen auf verfassungsfeindliche Bestrebungen ausschließlich und allein auf 
Grund der Vorschrift über die Verwirkung von Grundrechten, damit erst nach 
einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichrs, erfolgen dürften, daher jede 
Abwehr im Vorfeld der Verfassung verfassungswidrig sei .• 1e Hiermit soll die 

13 Frankfurter Rundschau a. a. O. (Anm.7) Im gecrud<ten Redetext (vb!. Anm.7) ist der Hin­
weis auf Karsten Voigt getilgt. 

U In seinem Buen: Indwtrielle Herrsdlaft und sozialer Staat, Göttingen I966, hat Benda diese 
Konzeption systematisen entfaltet: .Eine Auiiassung. wel6e das Produkt:ve lb:ntum an sich 
ablehnt und es deswegen bekämpft, weil es ni'::t ,Is Grundb.e privater wir"c:h,ftlic:her Ma6t 
erhalten bleiben dürie, [ist) weder mit Art. q GG yereinbar, der soIci:e üntersdleidung zwi­
smen schutzwürdigem und unwürdigem Ei;entum ni6t kennt, noa, mit dem soztalst3atii6en 
Grund"tz des AusgleiclS und der Senonuns cier Interessen ,lIer. Die Soz;,Iisierun.,ermii6:i­
gung ist nidlt das legitime Kind der Soz"Istaatski,usel. sondern höch"ens einer ihrer geisti­
gen ..... hnen. Der sozia le St,at lehnt kbssen"im?ieris6 motivie~te Eingriiie in das Eigentum 
ao und Iißt dies nur 'na6 dem im Staat "e,körper:en Gesamtlnt«e"e des sozi,len Ganzen< 
Z'-l: d,s Sozialst"tprinzip ist ke:ne E=:i6t1l;ung zu~ .teg,len Sozlalrevolut:on<. Art. 15 GG 
ist daher nicht di: konsequente Konkrct:sH~run; der Sozl:dsca3CStdee, sondern Stent zu dieser 
ener im Widerspn:6.c (S. )6) L) .• Im ""Imch,filichen ßereien liegt die besondere Bedeutung 
des .... rt. 1 GG [ ... ] darin, d,ß er eine Auslegung der Sozlals,,,tsklauscl verhinde't, die ,uf 
eine Beseitigung der sich (trotz st"di6er Interventlonsmöglic:hkeiten) n,en OKono:nISClen 
Gesc:::n, d. h. n,ch Wettbewerbs;rundsitzen rten:encen 1>brktwirts6art und des f:eien, sich 
selbst verantworrIi6en Unternehmertums hin,uslaufen würde . • (S. 17) f.) 
Die An,Iyse dieses Buches, du d,e Intention der sozi,!demokratisenen Väter des GG, d,e mit 
der Soz"lsta"tsklause! Soz"iisierunl;s"bsi6:en verb,nden (Abendroth ,. a. O. S. 134). blank 
negiert, um in den Verfassungstext die Garantie der k,plt,Iistis6en Wirts6,nso:dnung hinein­
sci:mu~~eIn zu können, kann hier ni6t im einzelnen scleistet werden. VbI. dazu etwa G. H~rd­
Ie, Zur FunktIon und QualifikatIon von Veri'"un;;shütern , Rote Robe 6/1971, S. 1)0 ff. Z"m 
BegrIff und der Puxis der Gegenreiorm vsI. M. Vester, Die Gebenreiorm-Karnp,gne 1970-
1971, links JI/M:irz I971, S. 9 ff. 

U Der Spiegel ,. ,. O. (Anm. 6). 
11 Frankfurter Rundsdl"u a. a. O. (Anm. 7). 
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im Beschluß der Linderministerpr:isidenten vom 48. Jaou;;r festgelegte Exekutiv­
praxis für die Einstellung sogenannter Radikaler im öffentlichen Dienst für ver­
bssungsm:ißig erkl;irt w~rden . Die juristischen Argumente gegen diese Praxis sind 
bekannt: 1l der exekutive App;;rat maßt sich judikative Funktionen an; ::l.llein 
d::l.s Bundesverfassungsgericht ist zuständig für die Entscheidung über die Ver­
wirkung von Grundrechten (Art. 18 GG), insbesondere also für die Suspension 
der Berufsfreiheit (Art. 14 GG). 
Das Leg:ditätsdefizit dieser Pr::l.xis soll durch eine privat-öffentliche Stellung­
n:lhme des obersten Verfassungs richters vermindert werden. V.:rwaltungsgerich­
te, bei denen Verfahren in Sachen Berufsverbot :lnhängig sind, sollen ex c:lthedra 
eine Emscheidungsleitschnur erhalten. 
Wie bei der verbssungsdurchbrechenden Verbssungsimerpretation im Blick auf 
die Sozi:tlisierungsmöglichkeit so dient auch die Stellungnahme zur Berufsver­
botspraxis der Sicherung des gesellschaftlichen st:J.tus quo. 
Diese Intention wird bei Benda sehr deutlich. Er beruft sich auf Schelsky und 
konstatiert: »Die systemüberwindende revolutionäre Strategie [richtet sich] vor 
allem gegen die Institutionen der ,Sozialisation' [ ... ]. über die Situation an den 
Hochschulen wird viel gesprochen und die Einsicht wädlSt, daß hier den die 
Systemüberwindung anstrebenden Gruppen schon gefährliche Einbrüche gelun­
gen sind [ ... ] Sche!sky stellt die revolutionäre Strategie so dar: ,Diese Strategie 
hat begriffen, daß die ,Vermittlung von Sinn, zum entscheidenden Herrschafts­
und Stabilisierungsminel der Gesellschaft hoher und komplexer Zivilisation ge­
worden ist, so daß hier Schlüsselpositionen für eine revolutionäre Gesellsc.1:lfts­
umgestaltung liegen [ ... ]. Wenn die Analysen von Schelsky und :lnderen rim­
tig sind - und ich f~rchte, sie trc:fen zu ( ... ], genügen noch so vernünftige punk­
t'.Jelle und isolierte Antworten nic.'t. Der Strategie der Systemüberwindung ent­
spricht nur eine möglichst geschlossene Antwort auf diese Herausforderung. Ich 
weiß ni6t, ob eine solae Gegenstrategie irgendwo en rv,'ickel t wird [ ... ], aber 
ic.~ glaube, daß sie entwickelt werden muß.c lS Hinter dieser Gegenstr:ltegie steht 
der Versuch, den Ausbildungsbereich, dem unter verschärften Konkurrenz- und 
Wachsrumsbedingungen, die von dem tec.'nolog!sch for.geschri;:tenen US-K.apital 
diktiert werden, eine Schlüsselrolle durch die Qualifikation der Arbeitskräfte zu­
fällt, dem Kapitalverwerrungsprozeß .»reell zu subsumieren .. , d. h. die Bildung 
system transzendierenden Bewußtseins zu ersticken. Die Wachstumsbedürfnisse 
des Kapitals sollen mit dem Ausbildungsbereich so kurzgeschlossen werden, daß 
liberale Freinei,srecne - wie die Berufsfreiheit (Art. I:' GG) - und Funktions­
prinzipien des bürgerlichen Rechtsstaates - wie die Gewaltenteilung - unter die 
Räder gerÄten. Vom bürgerlichen Rechtmaat droht nur das Bürgerliche und der 
Staat übrigzubleiben. 

J oachim Perels 

17 Stcllun~n:l;'men von Juristen zu cen von der Ministerpr:i, identenkonierenz be,d:lolle".<:, 
.Grund,~tzen zur Fr.l~e cer \·eri.llSuns,icindli6en Kr~fie Im öF.e:"licnen Dienste , BI:itter iür 
deutle;,e und in:em.ltion.lle Politik 11I971. S. t14 it .• 3/1971. S. 146 If. 

18 E. Bend", :I. " . O . (Anm. 7) S. li f. 
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